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Sozialversicherung 
in der Krise 

^ '    Die verantwort- 
lichen Minister Riester 
und Schmidt haben 
durch eine Kette von 
Fehlentscheidungen das 
Vertrauen in die sozialen 
Sicherungssysteme 
nachhaltig beschädigt. 

Von 
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stellvertretender 
Vorsitzender der 

CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion 
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Die finanziellen Probleme aller So- 
zialversicherungszweige in 
Deutschland haben durch die rot- 

grüne Politik bedrohliche Ausmaße erreicht. 
Hinzu kommen eklatante qualitative und 
strukturelle Mängel vor allem bei der 
Kranken- und Pflegeversicherung sowie der 
Arbeitslosenversicherung. In allen Berei- 
ten der Sozialversicherung hat sich die Si- 
tuation seit dem Beginn der Regierung 
Schröder signifikant verschlechtert. Die 
Putsche Sozialversicherung hat sich vom 
Aushängeschild eines fortschrittlichen So- 
2'alstaates zum Problemfall entwickelt. 

Wir werden Anfang 2002 in der Sozial- 
versicherung eine Gesamt-Beitragsbela- 
stung von über 41 % haben. Berücksichtigt 
man noch die Bundeszuschüsse zur Alters- 
Und Arbeitslosenversicherung in Höhe von 
rd- 140 Mrd. DM, liegt die effektive Bela- 
dung bei fast 50 %. Ein weiterer Beitrags- 
und Ausgabenschub droht schon in den 
nächsten beiden Jahren. 

Dies ist auch deswegen besorgniserre- 
gend, weil die zentralen Herausforderun- 
gen für unser Sozialsystem uns noch bevor- 
stehen: die Entwicklung der Alterstruktur 
der Bevölkerung Deutschlands und der se- 
gensreiche, aber kostenintensive Fortschritt 

h 

in der Medizin und der Pflege. Bei unverän- 
derten Rahmenbedingungen wird sich schon 
mittelfristig die effektive Belastung auf 
55 % zu bewegen. 

Für diese Entwicklung sind drei Ursa- 
chen maßgeblich: 
• Zukunftsweisende Reformen der Regie- 

rung Kohl wurden von SPD und Grünen 
zurückgenommen. Die Folge war eine 
massive finanzielle Belastung der Sozial- 
versicherung. 

• Die Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
Regierung Schröder hat Beschäftigung 
nicht gefördert, sondern vernichtet. Das 
hat ebenfalls negative Auswirkungen auf 
die finanzielle Lage der Sozialversiche- 
rung. 

• Notwendige Strukturreformen der So- 
zialversicherungen sind entweder ganz 
unterblieben, schlampig gemacht oder 
völlig vermurkst worden. Unrealistische 
Prognosen und bürokratische Regelungs- 
wut sind zum Kennzeichen rot-grüner So- 
zialpolitik geworden. 

Die strukturellen Probleme der Sozialver- 
sicherung sind nicht die Folge der Terroran- 
schläge vom 11. September 2001. Sie sind 
das Ergebnis der verfehlten Wirtschafts-, Fi- 
nanz- und Sozialpolitik der letzten drei Jah- 
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re. Die Bundesregierung steht vor einem so- 
zialpolitischen Scherbenhaufen. Die ver- 
antwortlichen Minister Riester und Schmidt 
haben durch eine Kette von Fehlentschei- 
dungen das Vertrauen in die sozialen Siche- 
rungssysteme nachhaltig beschädigt. 

• Die Arbeitslosigkeit ist unvermindert 
hoch. Die Bundesregierung wird ihre be- 
schäftigungspolitischen Ziele nicht errei- 
chen. 

• Die Krankenversicherung steht vor dem 
finanziellen Ruin. Trotz steigender Bei- 
tragsbelastung nimmt die Qualität der me- 
dizinischen Versorgung ab. 

• Die finanziellen Reserven der Pflegever- 
sicherung werden aufgezehrt. Die Ver- 
sorgung der Pflegebedürftigen wird im- 
mer schlechter. 

• Die Rentenreform der Bundesregierung 
ist völlig vermurkst. Sosind drastisch stei- 
gende Beiträge und ein sinkendes Ren- 
tenniveau nicht zu verhindern. 

Daher ist ein völliger Neuanfang mit ei- 
ner grundlegenden Kehrtwende in der Wirt- 
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik notwen- 
dig. Dabei müssen die Fehlentscheidungen 
der letzten drei Jahre korrigiert werden. Sonst 
wird es immer schwerer, die Fehlentwicklun- 
gen zu beherrschen. Dann steuern die Sozial- 
versicherungen endgültig in den Kollaps. 

Wir brauchen eine Reform der Arbeits- 
marktpolitik mit mehr Flexibilität und 
mehr Anreizen zur Aufnahme von Arbeit. 
Die Steuerpolitik muss endlich zu einer 
wirksamen Entlastung der Arbeitnehmer 
und vor allem der mittelständischen Arbeit- 
geber führen. In der Kranken- und Pflege- 
versicherung benötigen wir mehr Transpa- 
renz, Selbstbestimmung, Prävention und 
Qualität. Die Rentenpolitik muss eine ehr- 

liche Antwort auf die Überalterung der Ge- 
sellschaft geben. Die Zeit drängt: ein weite- 
res Vertuschen der Probleme und Verzögern 
der notwendigen Entscheidungen ist nicht 
mehr zu verantworten. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
in allen Bereichen Lösungskonzepte vor- 
gelegt und in den Deutschen Bundestag ein- 
gebracht. 

Die Situation auf dem Arbeitsmarkt 
ist verheerend 

Obwohl der Arbeitsmarkt allein aus de- 
mographischen Gründen jedes Jahr um mehr 
als 200.000 Personen entlastet wird, ist die 
Zahl der Arbeitslosen in diesem Jahr sai- 
sonbereinigt bereits um mehr als 100.000 ge- 
stiegen. Die Zahl der Erwerbstätigen ist da- 
gegen saisonbereinigt um rd. 60.000 gesun- 
ken. Im Durchschnitt des Jahres 2002 wird 
die Zahl der Arbeitslosen knapp 3,9 Mio. be- 
tragen. Damit hat Rotgrün seine beschäfti- 
gungspolitischen Ziele weit verfehlt. 

Angesichts der alarmierenden Situation 
auf dem Arbeitsmarkt laufen die Finanzen 
der Arbeitslosenversicherung aus dem Ru- 
der. Für 2001 und 2002 sind deutlich höhe- 
re Bundeszuschüsse zur Bundesanstalt für 
Arbeit zu veranschlagen. Statt 1,2 Mrd. wer- 
den vermutlich 3,6 Mrd. DM benötigt. Im 
Jahr 2002 wird ein Haushaltsdefizit von 2 bis 
4 Mrd. DM erwartet. Damit hat die Bundes- 
regierung durch eigene Fehler die Möglich- 
keit verbaut, die notwendige Beitragssatz- 
senkung in der Arbeitslosenversicherung in 
Angriff zu nehmen. 

Die Rücknahme der Reformen durch die 
neue Bundesregierung waren der Auftakt für 
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diese verfehlte Politik. Die bürokratischen 
Kegelungen zu den 630-DM-Jobs, zur 
Scheinselbständigkeit und zu befristeten Ar- 
beitsverhältnissen haben zur Verkrustung 
des Arbeitsmarktes beigetragen und das 
Entstehen neuer Jobs verhindert. Die Reform 
der Betriebsverfassung wird ebenfalls die Be- 
schäftigungsentwicklung beeinträchtigen. 

Die Arbeitsmarktpolitik in Deutschland 
ist wenig effektiv. Daran wird auch das so- 
genannte Job-Aqtiv-Gesetz nichts ändern. 
Dieses Gesetz ist reiner Etikettenschwin- 
del. Eine nennenswerte Auswirkung auf den 
Arbeitsmarkt erwartet davon niemand. Vie- 
le Maßnahmen treiben eher die Kosten für 
die Bundesanstalt für Arbeit und damit den 
Beitragssatz in die Höhe und führen zu mehr 
Bürokratie. 

Wichtige Probleme werden nicht ange- 
gangen. Statt mit Kombilöhnen, Einstiegs- 
geldern und ähnlichen Lösungen die Chan- 
cen  für geringqualifizierte  Arbeitslose 
deutlich zu verbessern, werden die Proble- 
me mit diversen Modellversuchen und mit 
fadenscheinigen Begründungen auf die lan- 
ge Bank geschoben. Auch bei der dringend 
erforderlichen Zusammenführung von Ar- 
beitslosenhilfe und Sozialhilfe bleibt es bei 
Absichtsbekundungen. Daran wird deut- 
lich, dass der Bundesregierung für die drin- 
gend erforderlichen Strukturreformen auf 
dem Arbeitsmarkt die Einsicht und die Kraft 
fehlen. 

Die Bundesregierung versucht mit stati- 
stischen Tricks die Situation auf dem Ar- 
beitsmarkt schön zu rechnen: Die Reform 
der 630-DM-Jobs hat zu einer - rein statisti- 
schen - Steigerung der Zahl der Erwerbstäti- 
gen geführt. Die jüngsten Überlegungen der 
Koalition, die Arbeitslosenstatistik zu schö- 

nen, machen erneut deutlich, dass diese Bun- 
desregierung mehr Energie auf die Schön- 
rechnerei der Statistik als auf die Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit verwendet. 

Die Krankenversicherung ist aus 
den Fugen geraten 

Die gesundheitspolitische Bilanz nach 
drei rot-grünen Regierungsjahren ist kata- 
strophal. Die finanzielle Lage der Kranken- 
und Pflegeversicherung ist desolat, die Ver- 
sorgung der Patienten und Pflegebedürftigen 
verliert an Qualität, Ärzte und Pflegeperso- 
nal in Heimen und Krankenhäusern sind viel- 
fach überlastet, und die Krankenversiche- 
rungsbeiträge steigen. Noch nie wurden in 
der Gesundheitspolitik so viele negative Er- 
gebnisse gleichzeitig erreicht. Die Kranken- 
versicherung ist aus den Fugen geraten. 

Für das Jahr 2001 ist ein Defizit von über 
5 Mrd. DM zu erwarten. Die durchschnitt- 
lichen Beitragssätze werden von 13,5 % auf 
14 % steigen. Und für die nächsten Jahre ist 
keine Besserung der Lage in Sicht. Diese Si- 
tuation ist von der Regierungskoalition aus 
SPD und Grünen zu verantworten. Durch 
verschiedene Gesetze hat sie die gesetzliche 
Krankenversicherung seit dem Jahr 2000 mit 
jährlich 5 Mrd. DM belastet. Auch die an- 
stehenden Maßnahmen, wie die Reform des 
Risikostrukturausgleichs, die Aufhebung 
der Arznei- und Heilmittelbudgets ohne 
gleichzeitige Einführung von Instrumenten 
zur wirksamen Ausgabensteuerung sowie 
die geplante Einführung des neuen Fallpau- 
schalensystems in den Krankenhäusern be- 
wirken einen zusätzlichen Kostenschub. 

Die führenden Wirtschaftsforschungsin- 
stitute fordern eine grundlegende Reform im 
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Gesundheitsbereich. Und nach allen Umfra- 
gen sind zwei Drittel der Bevölkerung mit 
der gegenwärtigen Gesundheitspolitik un- 
zufrieden. Die Auffassung der Wissen- 
schaft und die Haltung der Bevölkerung sind 
ein vernichtendes Urteil für die Gesund- 
heitspolitik dieser Bundesregierung. 

Die Bundesregierung hat es versäumt, ein 
überzeugendes und nachhaltiges Gesamt- 
konzept für eine Reform der gesetzlichen 
Krankenversicherung zu erarbeiten. Sie be- 
schränkt sich stattdessen auf Aktionismus 
und produziert nur Stückwerk. Das Ver- 
trauen der Versicherten und der im Gesund- 
heitswesen Beschäftigten in diese Politik ist 
dahin. Damit wird die Akzeptanz der Men- 
schen für unser Gesundheitssystem auf eine 
ernsthafte Probe gestellt. 

Die Qualität der medizinischen Versor- 
gung in Deutschland hat sich in den letzten 
drei Jahren erkennbar verschlechtert. Das 
deutsche Gesundheitswesen ist auf dem be- 
sten Weg in eine Zweiklassenmedizin, un- 
ter der vor allem sozial schwache Versicher- 
te zu leiden haben. 

die Beitragsentwicklung künstlich zu schö- 
nen. Der Risikostrukturausgleich soll offen- 
bar zu Gunsten der Krankenkassen verändert 
werden, die derzeit eine Beitragsanhebung 
planen. Außerdem wurde die Prognose der 
Experten zur finanziellen Belastung der ge- 
setzlichen Krankenversicherung für das 
kommende Jahr auf Betreiben des Bundes- 
ministeriums für Gesundheit ohne überzeu- 
genden Grund nach unten revidiert, um den 
finanziellen Bedarf der Krankenkassen ge- 
ringer aussehen zu lassen. Das ist ein Täu- 
schungsmanöver, das einzig und allein den 
Zweck hat, die Situation der gesetzlichen 
Krankenversicherung im Wahljahr schön zu 
färben. Damit lassen sich vielleicht die 
Beiträge im Wahljahr etwas geringer halten. 
Am Ende des Jahres 2002 wird aber das De- 
fizit in der Krankenversicherung umso höher 
ausfallen. Dann ist aber die Bundestagswahl 
schon vorüber und die getäuschten Wähler 
müssen ab 2003 Beiträge in Rekordhöhe 
zahlen. 

Die Pflegeversicherung geht auf 
dem Zahnfleisch 

Wegen eigener Konzeptionslosigkeit, 
fehlender Konsensbereitschaft in den eige- 
nen Reihen und aus erkennbar wahltakti- 
schen Gründen ist die Bundesregierung we- 
der in der Lage noch dazu bereit, eine grund- 
legende Reform des Gesundheitswesens auf 
den Weg zu bringen. Damit verschärft sie die 
aktuelle Situation und trägt dazu bei, dass 
sich die Belastungen kurz- und mittelfristig 
kumulativ auswirken werden. Auch im 
nächsten Jahr ist ein Beitragsschub in der 
Krankenversicherung vorprogrammiert. 

In ihrer Not plant die Bundesregierung 
durch Rechentricks und Manipulationen 

Auch in der Pflegeversicherung hat die 
Bundesregierung bisher überwiegend für 
Negativschlagzeilen gesorgt. So hat die Re- 
gierung Schröder seit 1999 durch gesetz- 
lich bedingte Mehrbelastungen von etwa 
1 Mrd. DM und Einnahmeausfällen in 
Höhe von 400 Mio. DM für Defizite in der 
Pflegeversicherung gesorgt. Bis 1998 ver- 
zeichnete die Pflegeversicherung zum Teil 
erhebliche Überschüsse. 1999 hat sich dies 
umgekehrt und seit 2000 laufen in der Pfle- 
geversicherung jährliche Defizite von bis 
zu 900 Mio. DM auf. Derzeit finanziert sich 
die Pflegeversicherung aus ihren Rück- 
lagen. 
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Angesichts der steigenden Zahl der Pfle- 
gebedürftigen und des zunehmenden Be- 
darfs umfangreicherer Pflege einerseits und 
des langsameren Anstiegs der Beitragsein- 
nahmen infolge anhaltender Arbeitslosig- 
keit und geringer Lohnzuwächse anderer- 
seits sind diese politisch bedingten Bela- 
stungen Gift für die finanzielle Situation der 
Pflegeversicherung. Bei dieser Entwicklung 
Werden die Überschüsse, soweit sie die ge- 
setzlichen Mindestreserven von 4 Mrd. DM 
übersteigen, bis zum Jahre 2006 aufge- 
zehrt sein. Dann ist das Ende der Fahnen- 
stange erreicht. Der Druck auf den Beitrag 
wird steigen oder Umfang und Qualität der 
Leistungen müssen leiden. 

Auf der anderen Seite wurde bisher weder 
eine wirkliche Verbesserung der Situation 
von Demenzkranken noch eine allgemein ak- 
zeptierte und wirksame Verbesserung der 
Qualität der Versorgung Pflegebedürftiger 
'n Heimen zustande gebracht. Dies wäre aber 
besonders dringlich, zumal in der Pflegever- 
sicherung die Frage der Qualität der Versor- 
gung seit den letzten Jahren die politische 
Diskussion bestimmt. Zunehmend wird in 
den Medien über Mangelversorgung, Ver- 
nachlässigungen und Misshandlungen Pfle- 
gebedürftiger berichtet. Für dieses Problem 
hat die Bundesregierung lediglich ein halb- 
herziges und bürokratisches Gesetz zur Qua- 
litätssicherung in der Pflege beschlossen. 

Damit werden der Pflegeversicherung 
weitere Belastungen aufgedrückt. Durch 
höhere Personalaufwendungen für umfang- 
reiche neue Dokumentationspflichten wird 
es zu neuen Verwaltungskosten von etwa 1,6 
Mrd. DM kommen. Da diese von den Pfle- 
gekassen nicht erstattet werden, müssen die 
Mittel bei der eigentlichen Pflege eingespart 
Werden. 

Die Pflegeversicherung ist ein anschauli- 
ches Beispiel für die mangelnde politische 
Substanz der Bundesregierung: Da und dort 
wird Geld zweckentfremdet und werden De- 
fizite verursacht, geplante strukturelle Maß- 
nahmen kosten mehr Geld und münden in zu- 
nehmende Reglementierung und Bürokratie. 
Von einem nachhaltigen zukunftsorientierten 
Konzept, das auf die eigentlichen Probleme 
wie z.B. die demographische Entwicklung 
eingeht, ist weit und breit nichts zu sehen. 

In der Rentenpolitik wird getrickst 
und manipuliert 

Die Finanzen der Rentenversicherung 
laufen aus dem Ruder. Die Stabilität der 
Rentenversicherung ist gefährdet. Wenn 
der Beitragssatz nicht mit Hilfe der Öko- 
steuer künstlich auf einem niedrigen Niveau 
gehalten würde, wäre das Desaster noch of- 
fensichtlicher. 

Trotz Einführung der vierten Stufe der 
Ökosteuer auf Benzin und Strom mit Ein- 
nahmen von rd. 5,3 Mrd. DM wird der Bei- 
tragssatz nicht gesenkt. Nicht einmal die 
vollmundig versprochene Mini-Entlastung 
von 0,1%-Punkten wird durchgeführt. Die 
Beitragsbelastung würde sogar um rd. 
0,3%-Punkte steigen, wenn sich die Bun- 
desregierung nicht eines üblen Tricks bedie- 
nen würde: Um die Beiträge zumindest sta- 
bil halten zu können, werden kurzerhand die 
finanziellen Reserven der Rentenversiche- 
rung angegriffen. 

Das ist aber nur der unappetitliche Höhe- 
punkt einer ganzen Reihe von Wortbrüchen 
und Tricksereien. Die Täuschungen sind in- 
zwischen zu einem Markenzeichen der Rie- 
sterschen Rentenpolitik geworden. Bereits im 

UID Dokumentation 36/2001 • 7 



1  D 0 K UMENTATION 

Wahlkampf haben SPD und Grüne die 
Wähler mit falschen Behauptungen und Ver- 
sprechungen hinters Licht geführt. Die Ren- 
ten sollten so steigen wie die Nettolöhne. Für 
diese Lüge musste sich der Kanzler entschul- 
digen. Auch der versprochene Kaufkraftaus- 
gleich wurde nicht gewährt. Im letzten Jahr 
wurden die Renten statt um 1,9% lediglich um 
0,6% angehoben. Und auch in diesem Jahr 
werden die Rentnerinnen und Rentner real 
deutlich weniger Geld in der Tasche haben: 
Die erwartete Preissteigerungsrate beträgt 
2,5% während die Renten lediglich um 1,9% 
angehoben worden sind. Die Tricksereien ge- 
hen nach der Wahl weiter. Bei der jährlichen 
Anpassung werden die Renten in mehreren 
Schritten um insgesamt 4 % gekürzt. 

Die Rentenreform ist heute schon Ma- 
kulatur. Sie wird keinen Bestand haben. 
Die zugrunde liegenden Annahmen sind 
falsch und wurden bereits während des Ge- 
setzgebungsverfahrens „ergebnisorien- 
tiert" verändert. So wurden die Annahmen 
zur Nettozuwanderung kurzerhand verdop- 
pelt und die Beschäftigungsentwicklung 
deutlich positiver eingeschätzt, obwohl be- 
reits absehbar war, dass selbst die kurzfri- 
stige Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
sehr viel schlechter ausfallen wird. Der Bei- 
tragssatz zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung wird mindestens auf 25% und damit 
stärker steigen, als von der Bundesregie- 
rung veranschlagt. Zusammen mit der pri- 
vaten Vorsorge ergibt sich damit eine Bei- 
tragsbelastung, die für die junge Genera- 
tion unzumutbar ist. 

Das Rentenniveau wird nach der Bun- 
destagswahl noch mal deutlich gekürzt-und 
zwar um 4% - und wird damit deutlich unter 
den von der Bundesregierung versproche- 
nen 67% liegen. Alle, die heute unter 45 Jah- 
re alt sind, werden so viel in die Rentenver- 
sicherung einzahlen und so wenig herausbe- 
kommen wie nie zuvor. 

Der Einstieg in die private Förderung 
auf breiter Basis wird nicht gelingen. Die 
Förderung ist bürokratisch und kompli- 
ziert. Statt der erhofften großzügigen zu- 
sätzlichen Rente werden die Versicherten 
auf eine renditearme, überregulierte und ver- 
waltungsaufwändige Rentenversicherung 
verwiesen, die kaum eine individuelle Ge- 
staltung zulässt und schon gar nicht als Er- 
satz für die vorgenommenen Kürzungen bei 
der gesetzlichen Rentenversicherung tau- 
gen. Zudem weist die Förderung eine sozia- 
le Schieflage auf, denn Geringverdiener 
werden im Gegensatz zu Besserverdienen- 
den nur unzureichend unterstützt. Die För- 
derung von Familien mit Kindern wird nur 
zögerlich und in zu kleinen Schritten umge- 
setzt. Das selbstgenutzte Wohneigentum 
wird faktisch nicht gefördert. 

Die Inanspruchnahme durch die Versi- 
cherten wird insbesondere bei den unter- 
durchschnittlich Verdienenden deutlich hin- 
ter den hochgesteckten Erwartungen der 
Bundesregierung zurückbleiben. Damit 
wird der Gedanke, mehr Eigenvorsorge zu 
betreiben, auch für die anderen Zweige der 
sozialen Sicherung diskreditiert. 
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